
von allen ersehnte Einigungsprozeß nicht ohne Anstrengung 
und ohne Härten erfolgreich durchgeführt werden kann. Die 
dringend gebotene Gesundung der DDR-Wirtschaft setzt auch 
schmerzliche Operationen voraus.

(Wir kommen aus dem ... gar nicht heraus, 
von der PDS Heiterkeit)

Die materielle und ideelle Schadensbilanz nach 40 Jahren ist in 
diesen Wochen in voller Tragweite deutlich geworden. Ich räu­
me ein, daß man in der Einschätzung vorher die volle Tragweite 
nicht vollständig erkannt hat.

(Wir schon! - Vom Bündnis 90/Grüne - Protest bei der PDS)

Zweitens: Die Regierungsarbeit der CDU hat sich von Anfang 
an von dem Grundsatz des Ministerpräsidenten aus seiner Re­
gierungserklärung leiten lassen, die deutsche Einheit so schnell 
wie möglich und so gut wie nötig herbeizuführen.

Drittens: Die inneren und äußeren Voraussetzungen für den 
Beitritt der DDR werden Ende September mit der Verabschie­
dung des Einigungsvertrages und den wesentlichen Regelun­
gen der äußeren Aspekte der deutschen Einigung erreicht sein. 
Frühestens zu diesem Zeitpunkt wird die Sowjetunion zustim­
men können - frühestens zu diesem Zeitpunkt wird die Sowjet­
union zustimmen können! Deutschland seine volle Souveräni­
tät zurückzugeben.

''■^Viertens: Wer kann beim Antrag der CDU von Grundsatzma­
nipulation sprechen, wenn es darum geht, den Verfassungs­
auftrag aus der Präambel des Grundgesetzes zu erfüllen? - 
Das gesamte deutsche Volk bleibt aufgerufen, in freier Selbst­
bestimmung die Einheit und Freiheit Deutschlands zu vollen­
den.

Konsequent ist deshalb jetzt der geordnete Beitritt zur Bun­
desrepublik Deutschland, verbunden mit der gleichzeitigen 
Wahl zum gesamtdeutschen Parlament. - Danke schön.

(Beifall bei der CDU/DA und DSU)

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Herr Abgeordneter Krause, gestatten Sie drei Anfragen? 

(Ungern! - von der PDS)

Bitte, Herr Dr. Ringstorff.

- Ringstorff (SPD):

Herr Abgeordneter Krause, Sie haben in der Landwirtschafts­
politik den Landwirtschaftsminister und Staatssekretär für die 
Lage verantwortlich gemacht. Ist es nicht so, daß Sie im ersten 
Staatsvertrag entgegen den Forderungen aus dem Landwirt­
schaftsministerium zugestimmt haben, die Finanzlücke von 
4 Mrd., die offen war, auch offen zu lassen?

Und zweitens: Sieht Ihre Landwirtschaftspolitik so aus, wie 
Ihre in Mecklenburg-Vorpommern verbreiteten Thesen zur Bo­
denreform, die besagen, daß das im staatlichen Besitz befindli­
che Bodenreform-Land bereits bestellt werden sollte, um enteig- 
nete Bodenbesitzer wenigstens teilweise zu entschädigen

(Protest bei der PDS und beim Bündnis 90/Grüne)

und für nicht zurückgegebene Flächen eine angemessene Ent­
schädigung zu zahlen ist?

Dr. Krause (CDU/DA):

Zur ersten Frage: Zwischen dem Landwirtschaftsministerium 
und dem Bundesministerium für Ernährung und Landwirt­
schaft ist im 1. Staatsvertrag die Summe konsent geworden, die 
zur Diskussion stand.

Aber gewiß, es waren zwei Varianten. Beide Ministerium ha­
ben eine Summe konsent genannt. Was ich kritisiert habe, ist die 
Vorgehensweise, die Vorbereitung der Landwirtschaft auf die 
Umstellung. Hier sind erhebliche Fehler gemacht worden, in­
dem den Landwirten vor Ort nicht die Umstellung und vor allem, 
wie technisch die Umstellung zu bewältigen ist, erläutert wor­
den ist. Das ist die entscheidende Kritik.

Zweitens: Ich kenne diese Beschlüsse oder ich kenne diese 
Wahlkampfaufrufe oder Wahlkampfpapiere nicht. Ich kenne 
auch nicht ihre Herkunft.

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

So, bitte eine weitere Anfrage.

Demloff (PDS):

Herr Staatssekretär! Ich möchte Sie folgendes fragen: Die 
DDR hat gegenwärtig eine Arbeitslosenquote von 3,1 %. Die Ar­
beitslosenquote unter den Schwerbehinderten ist ähnlich. Die 
BRD hat unter den Bedingungen der Hochkonjunktur gegen­
wärtig eine Arbeitslosenqute von 7,1.

Sind Sie nicht der Meinung, daß die Regierung die Pflicht hät­
te, den Bürgern der DDR zu sagen, daß der sich jetzt entwickeln­
de Prozeß erst der Anfang ist dessen, was die Bürger unter Be­
dingungen der Hochkonjunktur erwartet?,

(Unruhe bei CDU/DA und Die Liberalen)

und daß der Weg in das Tal, den wir gehen müssen, noch weiter 
abwärts führt. Das ist hier keine Frage einer Schwarzmalerei,

(Bewegung vorwiegend bei CDU/DA)

sondern ein Hinweis auf die realen Bedingungen, die auf uns zu­
kommen, und die kann man nicht wegreden.

Dr. Krause (CDU/DA):

Also die Zahlen, die Sie genannt haben, sind korrekt, und ich 
bedanke mich dafür, daß Sie die Zahlen genannt haben. Es 
drückt sich natürlich in den 3,1 % nicht die Einstufung zur Kurz­
arbeit aus. Die Einstufung zur Kurzarbeit als Bestandteil zur Ar­
beitsförderung ist aber eigentlich gedacht, um die Umschu­
lungsmaßnahmen im großen Stil besser organisieren zu können. 
Insofern möchte ich erst mal die Zahlen bestätigen, weil sie kor­
rekter wiedergegeben werden als andere Zahlen; denn es 
stimmt, daß es z. Z. so ist, daß die Arbeitslosenrate in der DDR 
wesentlich unter der in der Bundesrepublik Deutschland liegt.

Der zweite Sachverhalt: Mit der sozialen Marktwirtschaft bil­
det sich unmittelbar ein Arbeitsmarkt aus. Ich habe an vielen 
Stellen aber darauf hingewiesen, daß eine Hochkonjunktur, ähn­
lich wie sie in Gründerjahren in der Bundesrepublik ja bekannt 
war, durchaus auch viele Jahre kennt, wo die Arbeitslosigkeit 
nicht zum Alltag gezählt hat, sondern wo die Arbeitslosenquoten 
gegen Null gegangen sind, und die offenen Stellen - Sie schüt­
teln den Kopf vor allen Dingen in den 60er Jahren entspre­
chend groß waren.

Sie haben recht, es kann immer Arbeitslosigkeit geben. Selbst 
andere, sogenannte klassische sozialistische Länder leiden heu­
te ja unter einer ebenfalls großen Arbeitslosigkeit, und die Frage 
ist natürlich, ob die Beschäftigungspolitik des alten Staates wirk­
lich eine Vollbeschäftigungspolitik war. Die Frage, die muß ja 
erst beantwortet werden.

(Beifall vorwiegend bei CDU/DA und Die Liberalen)

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Eine weitere Anfrage. Frau Barbe, bitte.
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